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Die politiſchen Vereine unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 
1867 während des Quingnenniums 18681872. 
B. 
Tendenz und Organiſation der politiſchen Vereine. 
d) Die kirchlich⸗politiſchen Vereine. (Schluß.) 


In die Sudetenländer geleitet uns nunmehr Böhmen. 

In dieſer großen Gruppe müſſen wir uns bei der Schilderung 
der Vereinsorganiſation in der Hauptſache leider auf die deutſchen Ver⸗ 
eine beſchränken, da von den czechiſchen Statuten eine Ueberſetzung 


in den ſeltenſten Fällen vorliegt; wir tröſten uns mit der Hoffnung, 


daß die Solidarität der Intereſſen bedeutende Abweichungen nicht ge- 


ftatten werde. 


In erſter Linie treten uns ſechs „kath oliſche Männervereine“ ent- | 


gegen; Chmeleſchen eröffnet den Reigen im November 1869, Haslau, 
Fleiſſen, Neukirchen, Ach und Teplitz folgen. Von dieſen find nun aller- 
dings nur Chmeleſchen und Teplitz in aller Form als politiſche Vereine 
conſtitutirt, allein der Zweck, „mit allen erlaubten Mitteln den Lehren 
und Grundſätzen des katholiſchen Glaubens in allen Verhältniſſen der 
menſchlichen Geſellſchaft zur gebührenden Geltung zu verhelfen“, nöthigt, 
der Männervereine im Allgemeinen auch hier zu gedenken. !) 

Wenn wir von Chmeleſchen abſehen, jo iſt das katholiſch-politiſche 
Caſino in Reichenberg der Bahnbrecher der neuen Richtung. Es hätte 


Die „katholiſchen Männervereine“ find ein neuer Beleg für die Un⸗ 
gleichmäßigkeit der Anwendung des Vereinsgeſetzes. Die Organe jener politiſchen 


Richtung, die im kirchlichen Boden wurzelt, ſind, wie dies Beiſpiel neuerdings 


lehrt, auch außerhalb der politiſchen Vereine zu ſuchen; eine erſchöpfende Statistik 
der politiſch⸗kirchlichen Bewegung iſt undenkbar ohne die Herbeiziehung aller 
kirchlichen Vereine. 


| 

dann in Böhmen erſt im dritten Jahre der Herrſchaft des neuen 
Vereinsgeſetzes, erſt mit dem 15. Mai 1870, ein exact politiſcher Ver⸗ 
ein kirchlicher Tendenz Platz gefunden, und auch dann würde die Bil- 
dung jener halbſchlächtigen Weſen, wie wir die Männervereine wohl 
nennen dürfen, noch eine geraume Zeit fortdauern. Reichenberg tritt 
| ums ſofort als alter Bekaunter entgegen, es weiſt uns nämlich feine 
Satzungen in dem uns ſo geläufigen Seckauer Formate vor. Die Wellen 
der von dort ausgegangenen Strömung ſchlagen ſomit bis an die 
Hänge der Sudeten und, wie der Inhalt zeigt, iſt Mariahilf das 
Medium. Das Reichenberger Caſino nennt ſich einen politiſch⸗geſelligen 
Verein zum Unterſchied von den ſteiermärkiſchen und im Anſchluß an 
die oberöſterreichiſchen Vereine, dafür behält es aber von dem Seckauer 
Muſter das Betonen der „conſervativen“ Richtung bei und iſt überhaupt 
nur darin originell, daß es ſeiner Thätigkeit eine Ausdehnung geben will, 
welche wir ſelbſt bei den größten politiſchen Vereinen nur ſelten finden. 
Volksverſammlungen, Benützung der Tagespreſſe, Verbreitung von Druck⸗ 
ſchriften, Aufſtellung von Candidaten, verfaſſungsmäßige Kundgebungen 
jeder Art, Unterſtützung von Bildungs- und humanitären Zwecken werden 
von vorneherein in Ausſicht genommen. 32) 

Das gedruckte Seckauer Formular iſt in Reichenberg allerdings 
nur aufgetaucht, um alsbald zu verſchwinden. Dies mag aber darin 
ſeinen Grund haben, daß mit einziger Ausnahme des Männervereines 
von Teplitz und des Caſino's in Wildſtein durchwegs nur handſchriftliche 
Statutenexemplare vorliegen, während eine ſpätere Drucklegung derſelben 
gewiß bei manchen der Vereine ſtattgefunden hat. Der Einfluß des 
ſteiermärkiſchen Impulſes iſt aber überall unverkennbar, denn faſt alle 
der nächſten Bildungen ſchließen mehr oder minder an Reichenberg an. 
Nur tritt die intereſſante Erſcheinung zu Tage, daß das Reichenberger 
Statut meiſtens in der umgemodelten Form angenommen wird, welche 
ihm der zweite, nämlich der am 6. Auguſt 1870 genehmigte Königs⸗ 
berger Verein gegeben hat, in einer Form, welche der von Wels ſpäter 
adoptirten faſt wörtlich entſpricht. 3°) 

Zum Schluſſe endlich taucht auch in der Hauptſtadt, in Prag, 
ein kirchlich-politiſcher Verein und zwar als Landesverein für ganz 


) Es mag ſein, daß dieſe weitgeſteckten Ziele in der That nicht ſämmt⸗ 
lich erreicht wurden, das aber hat dieſer erſte katholiſch-politiſche Verein auf 
böhmiſchem Boden jedenfalls verftanden, für ſeine Mitglieder mehr zu ſein als 
lediglich ein Debattirelub mit wöchentlichen Verſammlungen. Nicht nur die Eigen⸗ 
ſchaft als Caſino meinen wir hiemit, ſondern auch die bisher faſt noch nie 
wahrgenommene Erſcheinung, daß ſich aus einem politiſchen Vereine heraus eine 
Krankenunterſtützungs⸗Section geſtaltet, wie dies in unſerem Reichenberger Caſino 
am 6. Auguſt 1871 geſchehen iſt. 

) Nur Czernoſchin und Kladrau fügen ſich der Regel durchaus nicht. 
Wir würden gar nicht begreifen, wie in dieſen zwei allein daſtehenden „politiſch⸗ 
katholiſchen Volksvereinen“ ein ganz eigenthümlicher Wahlmodus für den Ausſchuß 
Platz gefunden hat, wenn wir nicht dieſelbe Perſönlichkeit in dem Gründungs⸗ 
ausſchuß des erſten und als Obmann des zweiten ſeſtſtellen könnten. Nur dem 
Namen nach originell iſt ferner der „katholiſche Männerverein in Teplitz“, der 
einzige der „Männervereine“, welcher unzweideutig ſeine politiſche Natur bekennt; 


ſein Statut iſt nur eine Nachbildung des Königsberger Muſters 


Böhmen auf. Dieſer ift in feiner Formulirung allerdings ſelbſtſtändig 
und weiß ſich auch Nachfolger zu verſchaffen (Kaplitz ꝛc.), aber von einer 
Beherrſchung der Caſino's des Landes durch das Muſter der Hauptſtadt 
kann nicht mehr die Rede fein, nachdem die Bewegung in der Peri— 
pherie durch einen von außen erhaltenen Anſtoß begonnen hat. “) 
Hierin, ſowie in dem Umſtande, daß wörtlich übereinſtimmende Statuten ö 
ſich faſt gar nicht finden (nur Kupferberg, Reichenberg u. ſ. w.), daß 
faſt überall, auch wo das gleiche Muſter unzweiſelhaft vorhanden iſt, 
bald kleinere, bald größere Aenderungen vorgenommen werden, zeigt 
es ſich, daß die energiſche Leitung der Bewegung, welche die Seckauer 
Diöceſe vor allen auszeichnet, in den böhmiſchen nicht vorhanden iſt. = 

Wenden wir uns nun dem Inhalte der einzelnen Statuten ſelbſt 
zu. In allen, den Landesverein in Prag ausgenommen, ſpringt an erſter 
Stelle in die Augen, daß ſie ſich als politiſch⸗geſellige Vereine bekennen. 
Auch jene wenigen Vereine, welche den Namen „Caſino's“ nicht tragen, 
nennen ſich im Contexte ſo, oder führen doch, ſo auch der nach dem 
Prager Muſter gebildete Kaplitzer Verein, die geſelligen Zuſammenkünfte 
unter den Mitteln der Vereinsthätigkeit mit Nachdruck an, der Verein 
in Weipert war ſogar urſprünglich lediglich ein katholiſcher Leſeverein. 
Saft alle Vereine kennen regelmäßige geſellige Zuſammenkünfte an 
einem oder mehreren feſtgeſetzten Tagen, manche Vereine haben dies 


20 


ſogar dahin corrigirt „an einem oder mehreren Tagen der Woche“. 


Bei einer ſo reichen Entwicklung des geſelligen Zuſammenkommens ſollte 


man meinen, daß die ordentlichen Vereinsverſammlungen nur von Fall 
zu Fall ſtattfänden. Gerade das Gegentheil findet aber ſtatt. Die deutſch⸗ 


böhmiſchen Caſino's haben im Gegenſatze zu den ſteiermärkiſchen Vereinen 


faſt durchwegs regelmäßige Verſammlungen an den Nachmittagen oder 
Abenden der Sonntage vorgeſehen; in ſechs der vorliegenden Statuten 
ſind ſie für jeden, in vier für jeden zweiten, in einem für jeden dritten, 


in ſechs für jeden vierten Sonntag in Ausſicht genommen. Nur der 
Landesverein in Prag begnügt ſich mit monatlichen, das Caſino in Liebeſchitz 


mit vierteljährlichen Verſammlungen und die Vereine von Kladrau und 
Czernoſchin überlaſſen die Einberufung derſelben dem Ermeſſen des Aus— 
ſchuſſes. Trotz dieſer reichen Zahl von Vereinsverſammlungen, welche in 
der Praxis ſich wohl ſo ziemlich an die geſelligen Zuſammenkünfte 
anſchließen dürften, liegt aber das Schwergewicht des Vereinslebens 


gewiß auch hier in den Ausſchüſſen. Zwar fehlen den deutſch-böhmiſchen 
Statuten jene drakoniſchen Beſtimmungen, welche wir in der Seckauer 
Geſchäftsordnung gefunden haben, aber das Eine genügt wohl, daß 


über Aufnahme und Ausſchluß der Mitglieder die Vereinsleitung ohne 
Appellation entſcheidet. In manchen der hier in Frage ſtehenden Vereine 
iſt dadurch ausdrücklich ein Richteramt über die Geſinnung eingeführt, 
und zwar ein um ſo wirkſameres, als die Vereinsleitung überall min— 
deſtens auf ein Jahr, in Reichenberg und Kupferberg ſogar auf drei 
Jahre gewählt wird. 

Fragen wir aber nach den finanziellen Mitteln, durch welche 
dieſe umfaſſende Thätigkeit genährt werden ſoll, ſo müſſen wir auch 


hier über die Geringfügigkeit der den Mitgliedern auferlegten Leiftungen | 


erftaunen. Ohne obligatoriſche Beiträge, wie mancher der ſteiriſchen 


Brüder, lebt hier zwar kein Verein, und der Hinweis auf die gewünſchten 


freiwilligen höheren Beiträge fehlt ebenfalls nirgends. Wo aber 
die Höhe der pofitiven Pflichten beſtimmt normirt iſt, beläuft fie 
ſich gewöhnlich auf monatlich 10 kr., und wenn die Feſtſetzung der 


iſt, jo läßt ſich wohl vermuthen, daß das Reſultat ein analog geringes 
ſein werde. 
Den Uebergang zu den flavifchen Vereinen vermitteln uns zwei 


der bereits erörterten, nämlich die utraquiſtiſchen Vereine von Prag und 


Budweis, dieſer wollen wir daher noch mit einigen Worten gedenken. 
Der Prager „katholiſch⸗politiſche Verein für das Königreich 


55) Ja ſelbſt die wenigen Statuten, welche uns von der ſpäteren Zeit, 


z. B. von 1872, vorliegen, ſtehen einer Anlehnung an Prag durchaus ferne. 
Weipert hat ſich nach Reichenbergs Muſter gebildet, Haid und Neumarkt haben 
faſt wörtlich das Königsberger Statut copirt, Warnsdorf die Rumburger Aus⸗ 
gabe desſelben, Neu⸗Oſſegg endlich fteht mit einer weitläufigen Paraphraſe des 
Muſters auf eigenen Füßen. 

3) Es muß zur Erklärung dieſes Umſtandes zunächſt im Auge behalten 
werden, daß wir es in Böhmen nicht mit einem, ſondern mit mehreren, wenn 
auch zu einer Erzdiöceſe vereinigten Bisthümern zu thun haben. Sodann waren 
die inneren Schwierigkeiten hier viel größer. Der politiſche Gegenſatz der zwei 
Nationen Böhmens kann die katholiſch Geſinnten nicht unberührt gelaſſen haben 
und trotzdem ſollten ſie zu einem politiſchen Programm vereinigt werden. 


5 vorherrſchende iſt, als unter der böhmiſchen Bevölkerung des Landes. 
Monatsquote in den meiſten Fällen der Vereinsverſammlung zugedacht 


Böhmen“ kennt ſowohl katholiſche als auch patriotiſche Intereſſen, mit 
anderen Worten, er will nicht nur für beſtimmte kirchliche, ſondern auch 
für beſtimmte ſtaatsrechtliche Grundſätze Propaganda machen. Wie geartet 
die letzteren ſind, das geht, abgeſehen von dem Titel, aus Punkt 2 der 
Zwecke: „Liebe und Treue ſür Kaiſer, König, Dynaſtie und Vaterland 
zu beweiſen“, und noch mehr aus Punkt 3 hervor: „Versöhnung beider 
Nationalitäten in Böhmen, Wahrung ihrer Rechte, Cultur und Sprache“. 
Der Hauptverein Böhmens hat es ſomit von ſich gewieſen, die Ver⸗ 
einigung der Katholiken Böhmens zu einträchtigem politiſchen Handeln 
durch das Banner des Katholicismus allein und durch Neutralität den 
ſtaatsrechtlichen Fragen gegenüber zu erreichen, im Gegentheile, er will 
die unter den böhmiſchen Katholiken vielleicht obwaltenden ſtaatsrechtlichen 
Gegenſätze überwinden und ein gemeinſchaftliches Programm auch in 
ſolchen Fragen zu Stande bringen. 0) 

Dieſer Erſcheinung gegenüber iſt es höchſt intereſſant, daß der 
zweite utraquiſtiſche Verein, der von Budweis, welcher doch auch in dem 
Centrum einer Diöceſe auftaucht und dadurch erhöhte Bedeutung bean⸗ 


ſprucht, ſich blos auf den kirchlichen Boden beſchränkt und ſich in ſeinen 


5 an das den böhmiſchen Localvereinen gemeinfame Muſter 
ält. 7 

Wir ſollten uns nun den ezechiſchen Vereinen zuwenden. Bevor 
wir dies khun, wollen wir aber noch der deutſchen katholiſch-politiſchen 
Vereine Mährens und Schleſiens gedenken; wir werden wenig 
genug mit ihnen zu thun haben, da ſie ſich auf vier in Mähren und 
zwei in Schleſien beſchränken, und werden dann die czechiſchen Schöpfun⸗ 
gen der Sudetenländer in Einem abhandeln können. 

In Mähren eröffnet Znaim den Reigen, indem der ſeit 1863 
beſtehende St. Nikolaus⸗Verein ſich 1870 als „latholiſch-politiſcher 
Männerverein“ conſtituirt. Als Grundlage dient auch hier das Seckauer 
Muſter, nur die äußere Form iſt trotz der Drucklegung verſchmäht und 
eine Reihe von Abänderungen bringt es der böhmiſchen und Lavanter 
Faſſung ganz nahe. Originelles findet ſich daher in dieſen Satzungen 


höchſt wenig. Ein Nachklang des früheren Bruderſchaftscharakters iſt zu 


bemerken in der Verpflichtung der Mitglieder zum Gebet und in der 
Beſtimmung, daß ein Mitglied des Ausſchuſſes Prieſter ſein müſſe; 
was die finanziellen Pflichten der Mitglieder betrifft, iſt blos eine 
Aufnahmstaxe von 30 kr. vorgeſehen, die Vereinsverſammlungen finden 
jeden zweiten Sonntag des Monats ſtatt und können ſeit November 
1872 auch als Wanderverſammlungen in dem Gebiete der Bezirks- 
hauptmannſchaften Znaim und Nikolsburg abgehalten werden. Entſchieden 
nach dem Muſter von Znaim, aber ſchon mit Benützung der böhmischen 
Abänderungen, tritt der zweite Verein in's Leben, welcher den Iglauer 
Bezirk umfaßt. Dieſer „katholiſch-politiſche Volksverein“ nennt ſich einen 
politiich-gefelligen Verein und ſtreift das conſervative Epitheton ab, im 
Uebrigen iſt aber ein weſentlicher Unterſchied nicht zu bemerken; die 
Verſammlungen ſollen an jedem Sonntag Abends gehalten werden und 
die Mitglieder außer der Aufnahmsgebühr von 30 kr. auch eine Monats- 
taxe zahlen. Die Bruderſchaftsanklänge ſind verſchwunden. Noch weniger 


26) Wem dies aus der Analyſe der Statuten nicht erwieſen ſcheint, den 
verweiſen wir auf Leo Thun's Rede in der Verſammlung vom 18. November 
1871, in der es u. A. heißt: „Ich weiß, daß unter einem ſehr großen Theile 
der deutſchen Bevölkerung in ſtaatsrechtlichen Fragen eine andere run die 

chon 
öfter ſind Stimmen laut geworden, daß von ſolchen Dingen in unſerem Vereine 
gar nicht geſprochen werden möge. Ich bin dieſer Meinung immer entgegen⸗ 
getreten und wünſche vielmehr, daß alle politiſchen Fragen, die höchſter Ordnung 
ſind, in unſerem Vereine zur Discuſſion gelangen. Ausgehend vom gemeinſamen 
katholiſchen Boden und von den allgemeinen conſervativen und öſterreichiſch⸗patrio⸗ 
tiſchen Grundſätzen werden wir allmälig den Tagesfragen naherücken; und jo 
weit wir Verſtändigung und dadurch die Möglichkeit einer einhelligen Beſchluß⸗ 
faſſung erreichen, iſt es wünſchenswerth, daß fie conſtatirt werde. Wenn ich ſchon 
heute vor dem Beginne der Discuſſionen einen innigen Wunſch meines Herzens 
ausſprechen darf, jo wäre es der, wenigſtens bald in klarer Weiſe zu conftatiren, 
das wir Alle einig ſind in der treuen Anhänglichkeit an das Königreich Böhmen 
und in der Anerkennung der Nothwendigkeit, Böhmen als ein eigenberechtigtes 


Königreich zu ſchätzen und zu vertheidigen.“ (Mehrfache Rufe: Vyborné!) — 


Wir verweiſen ferner darauf, daß in derſelben Verſammlung folgende, vom Aus⸗ 
ſchuß beantragte Reſolution zur Annahme gelangte: „Der Verein bedauert leb⸗ 
haft das Scheitern des unlängſt angebahnten Ausgleiches und ſpricht allen 
denen, welche ſich um Förderung des Ausgleichs verdient gemacht haben, ſeinen 
Dank aus.“ 

) Die Faſſung der Prager Tendenzen klingt ſomit unter allen deutſch⸗ 


böhmiſchen Vereinen nur in Kaplitz und Wildſtein nach, und auch in dieſen 
zwei Vereinen iſt der bezeichnende Paſſus von der Verſöhnung der zwei Natio⸗ 


nalitäten nicht aufgenommen, ſelbſt vom „Könige“ iſt nur in Kaplitz die Rede. 


läßt ſich Selbſtſtändigkeit bei der Conſtituirung des dritten Vereines 
erwarten, der in der Nachbarſtadt Znaims, Kloſterbruck, entſteht. Aller⸗ 
dings findet ſich in dem Statut eine Reihe von mitunter ganz ſeltſamen 
formellen und auch materiellen Abänderungen und Einſchaltungen (poli⸗ 
tiſche Verbrecher ſind z. B. von der Mitgliedſchaft von vorneherein 
ausgeſchloſſen), allein gerade die ſpecifiſchen Eigenthümlichkeiten Znaims, 
die conſervative Richtung, die Verpflichtung zum Gebet, das geiſtliche 
Element im Ausſchuſſe, ſind hier aufgenommen. Hingegen iſt das vierte 
Glied im Bunde, der katholiſche Männerverein: Katholiſch-patriotiſches 
Caſino in Brünn, einer Verwandtſchaft mit den mähriſchen Collegen 
vollkommen fremd, denn es hat ſeine Statuten merkwürdiger Weiſe den 
„Männervereinen“ Böhmens nachgebildet, ſich unter den Schutz der 
Gottesmutter Maria geſtellt, an deren Empfängnißfeſt es ſein kirchliches 
Jahresſtiftungsfeſt feiert, dabei aber den Charakter als politiſcher Verein 
ausdrücklich gewahrt. Sämmtliche deutſchen Vereine dieſer Gruppe ent⸗ 
fallen ſomit in Mähren auf die Diöceſe Brünn, die Erzdiöceſe Olmütz 
liefert nur in ihrem ſchleſiſchen Theile, in Troppau und Jägerndorf, 
Vertreter der in Frage ſtehenden Richtung. 

In Troppau ſpringt uns zu freudiger Ueberraſchung zunächſt das 
Seckauer Formular in die Augen, zwar nicht in vollendeter Geſtalt, 
denn der Ortsname iſt vorgedruckt und die Geſchäftsordnung ſammt 
dem Motto fehlt. Von Troppau aus hat ein Jahr ſpäter die Ueber⸗ 
tragung des Statuts wörtlich auf Jägerndorf ſtattgefunden. In beiden 
Orten ſollen an jedem Donnerstag Abends ordentliche Vereinsverſamm⸗ 
lungen ſtattfinden, bei denen die Mitglieder fleißig zu erſcheinen ver- 
pflichtet ſind, in beiden Orten umſchließt das Vereinsgebiet auch die 
Umgebung in einer Entfernung auf zwei Meilen im bſterreichiſchen 
Gebiete u. ſ. w. 

Wir kommen nun zu der ſchwierigen Aufgabe, die Organiſation 
der czechiſchen Vereine zu ſchildern, obwohl es uns an der zu dem vollen 
Verſtändniß der vorliegenden Statuten nöthigen eigenen Kenntniß der 
Sprache gebricht. Es ſei daher geſtattet, umgekehrt, nämlich mit dem kleinen 
Schleſien, zu beginnen, um in dem Labyrinthe allmälig zu einer Drien- 
tirung zu gelangen. 

b Das deutſche katholiſch-politiſche Caſino in Troppau hat in dem 
Bezirke Troppau vier ſlaviſche Collegen erhalten, nämlich die katholiſch⸗ 
politiſchen Beſeda's in Königsberg, Katharein, Waprowitz und Leiters⸗ 
dorf. Dieſe Zuſammendrängung einerſeits und andererſeits die völlige 
Paſſivität des ganzen Teſchner Gebietes ſind höchſt intereſſant, ſie laſſen 
darauf ſchließen, daß hier die Dibceſentrennung in erſten Linie und in 
zweiter das Beiſpiel von Troppau maßgebend geweſen iſt. Im Weſentlichen 
ſtimmen auch die Statuten aller vier Beſeda's mit jenen des Troppauer 
deutſchen Caſino's wörtlich überein, nur einige wenige, vielſach nur un⸗ 
bedeutende formelle Abänderungen exiſtiren; es gehört ſomit ganz Schle⸗ 
ſien unbedingt zu der Familie des mutatis mutandis angenommenen 
Seckauer Statuts (auch das gedruckte Formular findet ſich in Wawrowitz 
und Katharein wieder vor). Wir heben daher nur die einzige Beſtimmung 
hervor, daß die Vereine von Wawrowitz und Leitersdorf, welche ſich 
ſonſt ängſtlich an das fremde Muſter anſchließen (auch ihr Vereinsgebiet 
dehnt ſich zwei Meilen in die Runde aus), der Verſuchung nicht wider⸗ 
ſtehen können, außer der von den anderen betonten lediglich katholiſch— 
conſervativen Richtung auch die föderaliſtiſche zu bekennen, und daß in 
allen vier Beſeda's die Schulbibliothek des Ortes () als der Inteſtat⸗ 
erbe im Falle der Vereinsauflöſung erſcheint. 

Saft gleichzeitig mit Schleſien hat im ſlaviſchen Mähren die 
katholiſch⸗politiſche Vereinsbewegung begonnen, und zwar ebenfalls von 
der Hauptſtadt aus, nämlich im Mai 1870 mit der „katoliéko- 
politicka jednota“ in Brünn, welche muſtergiltig wird für faſt alle 
nachfolgenden verwandten Schöpfungen in Mähren. 

Als erſte Folge ihres ſelbſtſtändigen Entſtehens ergibt ſich, daß 
die conſervative Richtung in der großen Hauptgruppe (Tiſchnowitz und 
Zlin allein ausgenommen) gar keine Berückſichtigung findet. Aber, was 
Ye weit mehr überraſcht, iſt der Umſtand, daß die föderaliſtiſche mit 
mii db Stelle getreten iſt. Die Zwecke, wie ſie in Brünn for⸗ 
politischen zi lauten: 1. Anleitung zu dem geſetzmäßigen Gebrauche der 
3. Geltend echte und Freiheiten, 2. Hebung des materiellen Wohlſtandes, 
leb 5 4 machung der katholiſchen Grundſätze im öffentlichen und Privat⸗ 
eben, 4. geſellige Unterhaltung. Zur Durchſetzung dieſer Zwecke haben 
die weitäufigen Mittel zu dienen, nämlich Vorträge, Adreſſen, Wahl⸗ 
agitation, Benützung der Preſſe, Unterſtützung katholiſcher Schulen, der 
Vorſchußcaſſen, geſellige Zuſammenkünfte und Ausflüge u. ähnl. m. 
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Ein Ausſchuß von 10 Mitgliedern entſcheidet über die Auf⸗ 
nahme und den Ausſchluß der Mitglieder, welche ſich in Gründer (mit 
einem Gründungsbeitrag von 5 fl. und einem jährlichen Beitrag), in 
wirkliche (mit feſtgeſtellten Monatsbeiträgen) und in Ehrenmitglieder 
theilen und der ganze Verein ſteht ſchließlich unter dem Schutze der 
h. Apoſtel Cyrill und Methud, an deren Gedenktage die geiſtlichen Mit⸗ 
glieder für die Vereinsgenoſſen eine Meſſe zu leſen verpflichtet ſind. 

Mit dieſem Brünner Statut ſtimmt nun jenes von zwölf anderen 
wortwörtlich überein, ja ſeit dem October 1871 begegnet uns ſogar 
eine lithographirte Auflage desſelben, in welcher von Fall zu Fall der 
Name des betreffenden Vereines eingetragen wird. 3°) Nach langem 
Schwanken iſt man ſomit auch hier zu einer Organiſation gelangt, welche 
ſich jener von Seckau ebenbürtig zur Seite ſtellt, nur hat die Periode 
der Verſuche hier längere Zeit gedauert.“) 

An dieſe Brünner Gruppe ſchließen ſich zunächſt die Vereine von 
Kremſier, Olmütz, Braunsberg, Boskowitz, ſodann jene von Babitz, 
Koſtel, Raigern und Paskau an. Die Höhe der Beiträge, die Zahl der 
Chargirten wechſelt, in Boskowitz gedenkt man noch beſonders der Pflege 
des Geſanges, die Styliſirung iſt hie und da etwas verſchieden, im 
Ganzen herrſcht aber volle Uebereinſtimmung. Was endlich die drei 
Vereine betrifft, welche nicht nur, wie alle bisherigen ausnahmslos, das 
Patronat der h. Cyrill und Methud ſtatuiren, ſondern dasſelbe auch in 
dem Titel bekennen, ſo gehören ſie unſtreitig ebenfalls zu dieſer Familie. 
Wörtlich ſtimmen ihre Satzungen mit den anderen zwar nicht überein, 
es iſt dies aber auch unter einander nicht der Fall. Nur das iſt ihnen 
eigen, daß ſie die Förderung der Jugenderziehung und der Werke der 
Nächstenliebe unter ihren Zwecken obenan nennen (unter den Mitteln 
nennen zwei die Verſchönerung des Gottesdienſtes und die Hebung des 
Kirchengeſanges) und daß zwei von ihnen in merkwürdiger Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem deutſchen Caſino in Brünn als Princip hinſtellen, das 
Vereinsleben müſſe durchdrungen ſein von dem Geiſte chriſtlicher Liebe. 
Auf Grund aller dieſer einzelnen Daten können wir demnach wohl 
unſer Eingangs ausgeſprochenes Urtheil wiederholen, das die in den 
ſlaviſch⸗katholiſchen Vereinen Mährens von Urſprung an zu Tage tretende 
Uebereinſtimmung die localen Beirrungen von Schritt zu Schritt über- 
windet, um einer vollendeten Organiſation Platz zu machen. 

Jetzt erſt können wir auch der Rebellen gegen dieſe Ordnung 
gedenken. Die Beſeda in Zlin hat wörtlich die Statuten von Katha⸗ 
rein und Königsberg in Schleſien copirt, Tiſchnowitz lehnt ſich ſchein⸗ 
bar an die zwei anderen ſchleſiſchen Vereine an, denn es betont aus⸗ 
drücklich feine „fo deraliſtiſche“ Richtung, thatſächlich iſt es aber wohl 
nicht der Fall, weil alle anderen diefen zwei Vereinen eigenthümlichen 
kleinen Abweichungen hier fehlen. Es iſt ſomit das Wahrſcheinlichſte, 
daß die Ueberſetzung eines anderen Muſters, auf welches auch die Ein⸗ 
führung von Ehrenmitgliedern und die Anfügung einer umſtändlichen 
Geſchäftsordnung hinweiſt, unmittelbar ſtattgefunden hat und die Hervor⸗ 
hebung der föderaliſtiſchen Geſinnung Ausdruck eines innern Dranges 
geweſen iſt. Nachahmung endlich von Tiſchnowitz iſt der „Svornoſt“ in 
Czech, welcher aus dem gleichnamigen Leſeverein hervorgegangen, nur 
hat er den urſprünglichen Charakter nebenbei noch beibehalten und daher 
eine Reihe von eigenthümlichen Beſtimmungen, z. B. die Erbfolge der 
Pfarrbibliothek. Neutitſchein (Alt⸗Biala) hingegen, welches in ſeinen 
Tendenzen Prag Heeresfolge leiſten will, zeigt in ſeiner Organiſation 
eine Nachbildung der beiden mähriſchen Haupttypen in einer Art, welche 
am meiſten an Paskau erinnert. So hat es ſich nicht nur, im Unter⸗ 
ſchiede von den Beſeda's, unter das Patronat der h. Cyrill und Methud 
geſtellt, es hat noch ein Uebriges gethan, und das Protectorat des 
Olmützer Erzbiſchofs angerufen, welcher auch im Falle der Vereinsauf⸗ 
löſung über das Vermögen verfügt. 

In Böhmen, deſſen wenig zahlreiche ſlaviſche kirchlich-politiſche Ver⸗ 
eine weit auseinander liegen, iſt eine ſolche einheitliche Geſtaltung nicht vor- 


36) Der erſte Beitrag der Gründer iſt in dem lithographirten Exemplar 
auf drei Gulden herabgeſetzt, ſowie er auch früher ſchon hie und da mit 1 oder 
3 fl. erſchien. 

55) Daß wir es hier mit einer von oben geleiteten Bewegung zu thuen 
haben, darauf deutet auch die Clauſel über die Erbfolge hin. Denn hier erſcheint 
immer, wenn die Verſammlung nicht teſtirt hat, der Biſchof als zur Verfügung 
über das Vermögen des aufgelöften Vereines berechtigt, während in den übrigen 
Statuten entweder der Ortsgeiſtliche dazu berufen oder ein localer Zweck ins 
Auge gefaßt war (Pfarr- oder Schulbibliothek, Ausſchmückung und Ausſtattung 
der Pfarrkirche, die Armen, ein Krankenhaus). Nur Olmütz hatte der Welehrader 
Matica gedacht. 


handen. Da iſt zunächſt der Katholikenverein von Radomysl, welcher wort⸗ 
lich den czechiſchen Text des Budweiſer Statuts aufweiſt, mit der einzigen 
Abweichung, daß die dem zweiſprachigen Muſter eigenthümliche Berück⸗ 
ſichtigung beider Landesſprachen verſchwunden iſt; hier gibt es ſomit 
weder eine Betonung des conſervativen, noch des föderaliſtiſchen Stand⸗ 
punktes. Von den ſechs katholiſch⸗politiſchen Beſeda's, deren Satzungen 
vorliegen, nimmt Elhenitz eine etwas eigenthümliche Faſſung derſelben 
vor, die fünf übrigen haben durchgehends nach demſelben Muſter wie 
die ſchleſiſche und die analogen mähriſchen gearbeitet, es iſt im Ganzen 
die vernewerte ſteiermärkiſche Schablone. Nur müſſen wir hiebei folgende 
Unterſcheidung machen. In den zwei Statuten (Velis und Sadskah, 
welche dem Jahre 1872 angehören, iſt rückſichtlich der Zweckbeſtimmung 
die Einwirkung des Prager Landesvereines mit vorhanden; während 
daher in den früheren von conſervativer Richtung die Rede iſt, ſpricht 
man hier neben anderem nur von der Anhäuglichkeit an Kaiſer, König 
und Vaterland. Aber auch in den drei Statuten von 1871 (Budetitz, 


Nezamyslitz, Wolenitz) iſt eine buchſtäbliche Uebereinſtimmung nicht zu 


finden, hier exiſtirt eine Geſchäftsorduung, dort fehlt fie u. ſ. w., es 
wird daher nur eine ſpontane Nachbildung des allgemein geläufigen 
Schema's, keine gemeinſame Leitung der Bewegung erſichtlich. Es iſt 
aber für den Zuſammenhang der einzelnen Vereine höchſt bezeichnend, 
daß jene Beſtimmung, welche die Beſeda's Schleſiens und 2 der Beſeda's 
Mährens ſo ſehr charakteriſirt, die Erbfolge der Schulen oder Schul— 
bibliotheken im Falle der Vereinsauflöſung ſich auch in den meiſten der 
böhmiſchen Beſeda's wieder findet. Nur in Budetitz und Elheuitz erbt die 
Pfarrkirche und in Wolenitz die Pfarrbibliothek. Was die übrigen Normen 
anbelangt, ſo haben wir nur noch zu erwähnen, daß Velis unter ſeine 


Zwecke die wirthſchaftliche, Sadska die wiſſenſchaftliche Bildung der Mit⸗ 


glieder aufnimmt und, dem Prager Muſter zum Trotz, in dieſen rein 
czechiſchen Vereinen von der Verſöhnung der Nationalitäten nicht mehr 
die Rede iſt. Wöchentliche Verſammlungen an den Sonntagsabenden, 


die bedeutende Macht des Ausſchuſſes, mäßige Monatsbeträge der Mit⸗ 


glieder (nur zweimal ſchon in den Statuten mit 10—30 kr. beſtimmt) 
find auch hier die Regel. 10) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entfernung von Kirchenſtühlen. Competenz. 


Laut Protokollar⸗Vertrages vom 30. Juli 1871 haben das 
Gemeindeamt H. und der Kirchenconcurrenz-Ausſchuß D. über vorher⸗ 
gängige Zuſtimmung des Pfarramtes D. dem Dr. J. v. W. und deſſen 
Ehegattin, ſowie deren Rechtsuachſolgern als Beſitzer einer Realität in 
D. zwei Kirchenſitze, reſp. Stühle gegen Entrichtung eines Einkaufsgeldes 
pr. 6 fl. und des jährlichen Zinſes von 24 kr. auf immerwährende 
Zeiten „verkauft“, beziehungsweiſe zur Benützung überlaſſen. — Dieſer 
Vertrag ſtützt ſich auf den über die „Einlöſung der Kirchenſitze und 
deren Regulirung“ unter dem Vorſitze des Ortspſarcers K. F. von 
vier Gemeindevertretern gefaßten Beſchluß vom 24. Juni 1867. — 
Dr. J. v. W. und Gattin hätten ihren Verpflichtungen gemäß obigen 
Vertrages bis in das Jahr 1876 7 entſprochen; deſſeuungeachtet wurden 
nach Inhalt der an die Bezirkshauptmannſchaft G. gerichteten und von 
letzterer zurückgewieſenen Beſchwerde die fraglicheu Kirchenſtühle vom 
Pfarrer K. F. im Vereine mit dem Gemeindevorſteher und gleichzeitigen 
Obmanne des Kirchenconcurrenz-Ausſchuſſes St. L. aus der Kirche ent⸗ 
fernt und nicht wieder zurückgeſtellt. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt G. hat die gedachte Beſchwerde unterm 
28. März 1877, Z. 4695, mit der Motivirung zurückgewieſen, daß 
dieſe Angelegenheit nicht in die Competenz der politiſchen Behörde 
gehört, ſondern die Entſcheidung hierüber nur jener Behörde zuſteht, 
welche über Kirchendisciplin und Kirchenverwaltung zu entſcheiden hat. 

Dieſe Motivirung iſt couſorm den Gründen der in einem analogen 
Falle ergangenen Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 15. Sep⸗ 
tember 1864, Z. 7053, womit derlei Streitigkeiten als nicht auf den 
Rechtsweg gehörend erklärt wurden, weil die Benützung von Kirchen⸗ 


40) Bezüglich des letzteren Punktes muß indeß erinnert werden, daß in | 


diefen böhmiſchen Vereinen die finanziellen Anſprüche doch ſchon größer zu fein 
ſcheinen, als wir ſie in Steiermark gefunden haben. 
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ſtühlen während des Gottesdienſtes kein Gegenſtand des gemeinrechtlichen 

Verkehrs ſei und aus der Ueberlafſung der Benützung von Kirchenſtühlen 
auch gegen Entgeld kein privatrechtliches Verhältniß entſtehe, indem die 
Ueberlaſſung fraglicher Benützung aus höheren Rückſichten der Kirchen⸗ 
disciplin widerrufbar ſein müſſe. 

Die Landesſtelle hat mit Entſcheidung vom 25. April 1877, 
3. 5092, im Recurswege das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft 
aus dem angeführten Grunde in merito beſtätigt, jedoch beigefügt, daß 
nach den Beſtimmungen des Gemeinde- und des Kirchenconcurrenz-Ge⸗ 
ſetzes weder das Gemeindeamt H. noch der Kirchenconcurrenz-Ausſchuß 
in D. zu dem im Gegenſtande geübten Einfluſſe berufen waren, daß 
demnach die genannten Organe durch dieſe Ingerenznahme ihren Wirkungs⸗ 
kreis überſchritten haben. Bei Verbeſcheidung der fraglichen Beſchwerde 
wäre auf dieſen Umſtand auch Rückſicht zu nehmen geweſen. Den Recur- 
renten bleibe es ſelbſtverſtändlich unbenommen, ihre Rechts-, beziehungs— 
weiſe Entſchädigungsanſprüche anläßlich des beklagten Vorganges auf dem 
RR zu verfolgen. 
| Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat unterm 27. Juni 
1877, 3. 9869, dem Miniſterialrecurſe der Eheleute v. W. aus nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen Folge gegeben: 

Der Gegenſtand, beziehungsweiſe Anlaß der in zwei Inſtanzen 
wegen Incompetenz abgewieſenen Beſchwerde, bildet die angeblich von 
der Kirchenvorſtehung im Vereine mit dem Gemeindevorſteher, gleichzeitig 
Obmanne des Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes verfügte Entfernung von 
Kirchenſtühlen, auf welche die Recurrenten kraft ihrer Eigenſchaft als 
Parochianen und kraſt eines zwiſchen ihnen und deu vorgenannten 
Factoren geſchloſſenen Vertrages ein Anrecht behaupten. Nun unterliegt 
es keinem Zweifel, daß die Vertheilung der Kirchenſtühle, da dieſe zum 
Kirchenvermögen gehören, wie überhaupt alle Verwaltungsmaßregeln in 
Betreff derſelben, nach § 41 und 42 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, 
R. G Bl. Nr. 50, dem Pfarrvorſteher, der Pfarrgemeinde und dem 
Kirchenpatrone zukommen. All' dies bildet daher allerdings eine innere 

kirchliche Angelegenheit; ſobald indeß in Beziehung auf eben dieſe Ver⸗ 
theilung ein beſtrittenes vermögensrechtkiches Intereſſe eines Staatsbürgers 
in Frage kömmt, kann von einer rein innenkirchlichen Angelegenheit 
nicht mehr die Rede fein und kann zum mindeſten in einem ſolchen 
Conflictsfalle den kirchlichen Organen ein Entſcheidungsrecht nicht zu— 
kommen, vielmehr nur die ſtaatliche Cultusverwaltung kraſt ihrer all— 
gemeinen Aufgaben und gemäß der SS 19 und 28 des Geſetzes vom 
7. Mai 1874 zur zwangsweiſen Durchführung des betreffenden Rechtes 
berufen ſein. Weiters unterliegt es keinem Zweifel, daß nach der gegen— 
wärtigen Geſetzgebung die entgeltliche Ueberlaſſung von Kirchenſtühlen 
an Privatperſonen durch die Organe der Kirchenverwaltung zuläſſig iſt 
und kann ſomit der von den Recurrenten behauptete Anſpruch immerhin 
auf einem giltigen Rechtstitel beruhen, welcher auch im civilrechtlichen 
Wege geltend gemacht werden könnte, wenn es ſich darum handeln würde, 
ihn gegen Dritte von der Kirche verſchiedene Perſonen zu ſchützen. In⸗ 
dem es ſich aber hier um einen Conflict mit der Kirchenbehörde handelt, 
ſo kann der beſtrittene Anſpruch im ordentlichen Rechtswege nicht geltend 
gemacht werden, da den von dem Kläger behaupteten Privatrechtstiteln 
Gründe der Kirchenpolizei entgegengehalten werden könnten, über welche 
die ordentlichen Gerichte zu erkennen nicht berufen ſind. 

Das Miniſterium hat ſich ſonach in der vorſtehenden Angelegenheit, 
in welcher augenſcheinlich ein gegen die Kirchenvorſtehung gerichteter 
Anſpruch zur Anerkennung gebracht werden ſoll, für die Competenz der 
politiſchen Behörden ausgeſprochen und angeordnet, daß nunmehr nach 
Einvernehmung der kirchlichen Organe mit der inſtanzmäßigen Ent⸗ 
ſcheidung des obſchwebenden Streites vorgegangen werde. 

Nunmehr hat die Bezirkshauptmannſchaſt G. mit Erkenntniß vom 
12. November 1877, 3. 15.565, über die Beſchwerde des Dr. J. 
uud der Frau L. v. W., gegen das Gemeindeamt H., das Pfarramt 
und der Kirchenconcurrenz-Ausſchuß D. wegen Entfernung der den 
Beſchwerdefuͤhrern laut protokollariſch abgeſchloſſenen Vertrages vom 

30. Juli 1871 zukommenden zwei Kirchenſtühle entſchieden, „es haben das 
Gemeindeamt, ſowie der Kirchenconcurrenz-Ausſchuß bei Abſchließung 
dieſes Vertrages den ihnen nach der Gemeindeordnung, beziehungsweiſe 
dem Kirchenconcurrenzgeſetze zuſtehenden Wirkungskreis überſchritten und 
werde daher obiger Vertrag kraft des im §S 89 Gem.-Ord. ausgedrückten 


Staatsaufſichtsrechtes für ungiltig erklärt, und die Vollziehung des 
bezüglichen Beſchluſſes unterſagt.“ 


Die Landesſtelle hat unterm 7. Juli 1878, Z. 8886, den 
dagegen ein gebrachten Recurs zurückgewieſen und die gedachte Entſcheidung 
aus nachſteh enden Gründen beſtätigt: 

„Die Beſchwerdeführer baſiren ihre Anſprüche auf den protokollariſch 
abgeſchloſſenen Vertrag vom 30. Juli 1871, durch welchen ihnen und 
ihren Rechts nachfolgern auf immerwährende Zeiten ſeitens des Gemeinde⸗ 
amtes und des Kirchenconcurrenz-Ausſchuſſes zwei Sitzplätze und Stühle 
in der Kirche zu D. und zwar die erſten zwei Plätze an der rechten 
(Epiſtel⸗) Seite des Hochaltars, wo die Kirchenpröpſte zu ſitzen pflegen. 
überlaſſen wurden. = 

Nach der in vorliegender Angelegenheit erfloſſenen Entſcheidung 
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probſtes fehlt und eine ſonſtige, ſormelle Einwilligung derſelben, wie die 

gepflogenen Erhebungen erwieſen haben, nie erfolgt iſt. Dieſer weſent⸗ 
liche Mangel wird ebenſo wenig durch die zuftimmende Erklärung ber 
Gemeindevorſtehung H. als jene des Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes in D. 
beſeitigt, weil eine derartige Verfügung nicht in den Wirkungskreis der 
Gemeinde gehört und auch die Competenz des erwähnten Ausſchuſſes 
nach 8 14 des Landesgeſetzes vom 28. April 1864 auf Kirchenconcurrenz⸗ 
Angelegenheiten beſchränkt iſt. Das protokollariſche Uebereinkommen vom 
30. Juli 1871 erſcheint daher nicht geeignet, ein Recht der Eheleute W. 
auf Benützung der erwähnten zwei Kirchenſtühle gegenüber der Kirchen— 
vorftehung in D. zu begründen.“ De IS: 


des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 27. Juni 1877, 


3. 9869, gehören Kirchenſtühle zum Kirchenvermögen und es müſſen 


daher bei Unterſuchung, ob obiger Vertrag jemals exiſtent werden konnte, 


die vor dem Geſetze vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, hin⸗ 
ſichtlich der Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchen und Pfründen 
beſtehenden Grundſätze in Anwendung kommen. 

Nach Art. 30 des Concordates hat die Verwaltung der Kirchen— 
güter von jenen geführt zu werden, denen ſie nach den Kirchengeſetzen 
obliegt; dies ſind aber nach der Ordinariats-Ordnung vom 28. Mai 
1859, 3. 1500, der Pfarrer (oder wie ſonſt der Rector ecclesiae 
genannt werden mag) und als Vertreter der Gemeinde die ſogenannten 
Kirchenpröpſte, in der Regel zwei. Dieſe Verwaltungsorgane beſtanden 
auch zur Zeit der Abſchließung des in Rede ſtehenden Vertrages in D. 
und es mußten, damit dieſer rechtsgiltig zu Stande kommen konnte, 
der Curat und die beiden Kirchenpröpſte zur Errichtung zugezogen 
werden. 

Dieſen Beſtimmungen entgegen wurde aber der Vertrag nur von 
dem Gemeindeamte von Vertretern des Kirchenconcurrenz-Ausſchuſſes 
und nur Einem Kirchenprobſte geſchloſſen. 

Da dem Gemeindeamte niemals Einfluß auf die kirchliche Ver— 
mögensverwaltung zuſtand und auch jetzt keineswegs zuſteht, dem Kirchen— 
ebncurrenz-Ausſchuſſe aber erſt durch den S 42 im Zuſammenhange 
mit dem § 41 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 ein ſolcher Einfluß 
eingeräumt wird, haben beide Organe ihren Wirkungskreis überſchritten, 
und war die verfügte Unterſagung des auf den Vertrag ſich beziehenden 
Sitzungsbeſchluſſes ganz gerechtfertigt. 

Aus denſelben Gründen, welche das Zuſtandekommen des in 
Rede ſtehenden Vertrages hinderten, konnte aber auch dieſer niemals 
convalidiren; denn ſcheint auch der Curat durch Entgegennahme des 


Zinſes für das Jahr 1871 72, ſomit durch coneludente Handlung dem | 


Vertrage zugeſtimmt zu haben, — ſo wird dieſe Zuſtimmung, reſp. 
dieſe concludente Handlung dadurch paralyſirt, daß derſelbe Curat den 
Empfang des Kaufpreiſes von 6 fl. für die beiden Kirchenſtühle ver— 
weigerte und befindet ſich dieſer Kaufpreis noch derzeit in der Verwahrung 
des Kirchenconcurrenz-Ausſchuſſes. Weiters kann nicht unberückſichtigt 
bleiben, daß die bewirkte Zuſtimmung einſeitig uud nicht bindend für 
die Kirchenvermögens-Verwaltung ſein konnte, da beide Kirchenpröbſte 
doch niemals in den Vertrag eingewilligt haben, welche Zuſtimmung 
nicht nur aus dem erwähnten Grunde, daß ſie Organe der Vermögens— 
verwaltung waren, ſondern auch deswegen nicht zu umgehen war, daß 
die verkauften Stühle ihre Ehrenſitze ſind. Dies geht evident aus der 


Erklärung vom 30. September 1877 hervor, in welcher beide Pröpſte 
ihre Stühle zurückfordern; auch beweiſt dies die protokollariſche Einver- | 
18. Juni 1878 über die 


nehmung des J. Sch. und F. St. vom 
näheren Umſtände der fraglichen Vertragsabſchließung, durch welches 


Zeugenverhör conſtatirt erſcheint, daß der Curat die zwei Kirchenſtühle 
ohne Einwilligung der Kirchenpröbſte nicht vergeben wollte. Selbitver- 
ſtändlich konnte der gar nicht exiſtent gewordene Vertrag auch nach 
dem Geſetze vom Jahre 1874 nicht perfect werden, da ſchon ſeit dem 


Jahre 1873 dem Pfarrvorſteher der Stuhlzins nicht mehr eingehändigt 
wurde, und die nach dieſem Geſetze nothwendige Zuſtimmung des Pfarr- 
vorſtehers ſowie des Patrons nicht ertheilt wurde.“ 


Auch gegen dieſes Erkenntniß haben die mehrgenannten Eheleute 


den Miniſterialrecurs ergriffen, welcher aber mit Entſcheidung des Mini- 
ſteriums für Cultus und Unterricht vom 15. November 1880, 3. 13.380, 
in der Erwägung zurückgewieſen wurde, „daß das im Gemeindeamte zu 
H. am 30. Juli 1871 aufgenommene Protokoll, auf welches die Ehe- 


leute W. ihren fraglichen Anſpruch ſtützen, ohne Zuſtimmung der Kirchen- 
vorſtehung in D. zu Stande gekommen iſt, indem auf demſelben ſowohl 


die Unt erſchrift des Curaten in D., als auch jene des zweiten Kirchen— 


Geſetze und Berordnungen. 


1880. III. Quartal. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder-Schleſien. 
XI. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. 
17. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 1. Juli 
1880, Z. 5756, betreffend eine Ergänzung des § 167 5 der Inſtruetion zur 
Ausführung des Wehrgeſetzes. 
XII. Stück. Ausgeg. am 10. Auguſt. 
18. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 23. Juli 
1880, 3. 6435, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in der öffentlichen 
Krankenanſtalt in Znaim. 
i 19. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleften vom 29. Juli 
1880, 3. 6462, in Betreff der den ſchleſiſchen Gemeinden aus Landesmitteln zu 
gewährenden Beihilfe für in Verpflegung genommene Findlinge. 
20. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 4. Auguſt 
1880, 3. 6744, betreffend die Trennung der Gemeinde Schleſiſch⸗-Hartau von der 
Ortsgemeinde Spachendorf und Conſtituirung als ſelbſtſtändige Ortsgemeinde. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 18. September. 
| 21. Geſetz vom 24. Auguſt 1880, wirkſam für das Herzogthum Schleſien, 
wegen Erfolgung von für die Daner von 3 Jahren giltigen Jagdkarten. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 22. September. 
22. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 12. Auguſt 
1880, Z. 7071, betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe 1. Claſſe im Dr. Heid⸗ 
rich'ſchen Krankenhauſe zu Troppau. 
23. Verordnung des k. k. Landespräſidenten für Schleften vom 7. Septem- 
ber 1880, 8. 4977, betreffend eine Erleichterung rückſichtlich der Beſtimmungen 
des § 20 der ſchleſiſchen Straßenpolizei-Ordnung. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XI. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalterei-Präſidiums vom 29. Juni 1880, 
Nr. 6381/ pr., womit die Verordnung des hohen k. k. Juſtizminiſteriums vom 
16. Juni 1880, betreffend die Zuweiſung der Gemeinden Janowice m. Att und 
Wroͤblowice zum Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes in Tarnow 
verlautbart wird. 


| 


| 


XII. Stück. Ausgeg. am 30. Auguſt. 
25. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 3. Auguſt 1880, 3. 39.381, 
betreffend die Errichtung eines k. k. Aichamtes in Chrzanow. 
26. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Auguſt 1880, Z. 30.527 
betreffend die Aufhebung der Schubſtation in Siedliszowice, Dabrowaer Bezirks. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
IX. Slück. Ausgeg. am 8. Juli. 
ö 10. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes vom 5. Juli 1880, 
betreffend die Verlegung der auf der Kuczurmik⸗Moſſoröwkaer Concurrenzſtraße 
befindlichen Mauthſchranken. 

X. Stück. Ausgeg. am 22. Juli. 
11. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 20. Juli 
1880, Z. 3758, betreffend die Beſtimmung der Conſumorte, in welche das 
Schlachtvieh aus den Contumazanſtalten gebracht werden darf. 


| Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 
Nr. 20. Abdruck von Nr. 69 R. G. Bl. 


Nr. 21. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. Juni 
1880, 3. 7387, betreffend die Verwendung eines neuen Formulares zur ſtatiſtiſchen 
Nachweiſung der Prüfungsergebniſſe bei den k. k. techniſchen Hochſchulen. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. 
Nr. 22. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 2. Juli ö 
1880, 3. 652, betreffend den Gebrauch der Lehrbücher und Lehrmittel in den 
Lehrer⸗ und Lehrerinnen-Bildungsanſtalten. ! | 
Nr. 23. Erlaß des Minifters für Cultus und Unterricht vom 28. Juni 
1880, Z. 256, an ſämmtliche Landes⸗Schulbehörden, betreffend die Bemeſſung von 
Remunerationen für Mehrleiſtungen beim Unterrichte an Staats-Mittelſchulen. 
XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. 
Nr. 24. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 1. Juli 1880, 
Z. 9659, an ſämmtliche Landeschefs, betreffend die Verleihung von Stipendien, 
insbeſondere von Privat- und Familienſtiftungen an ſchweizeriſche Staatsangehörige. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 15. Auguſt. 
Nr. 25. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. Juni 
1880, 3. 351 C. U. M., womit die Bewerbung um ausländiſche Staatsſtipendien 
ſeitens öſterreichiſcher Studirender überhaupt und die Annahme eines ſolchen 
Stipendiunis ohne ausdrückliche, zuvor zu erwirkende Bewilligung der Regierung 
unterſagt wird. N 
XVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. 
Nr. 26. Verordnung der Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
15. Auguſt 1880, 3. 7320, betreffend die Approbation und Einführung der Lehr- 
texte und Lehrmittel zum Unterrichtsgebrauche an Mittelſchulen. 
Nr. 27. Erlaß des Miniſters für Cullus und Unterricht vom 5. Auguſt 
1880, 3. 11.747, an das Präſidium der ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfungs⸗ 
Commiſſion in Wien, betreffend den Zeitpunkt, bis zu welchem in jedem Studien 
jahre die ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfungen vorzunehmen ſind. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 18. September. 
Nr. 28. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. September 
1880, 3. 11.715, an ſämmtliche Laudes-Schulbehörden, betreffend die Zulaſſung 
einzelner Abiturienten der Gymnaſien und Realſchulen zur Maturitatsprüfung 
im Prüfungstermine nach den Herbſtferien. 


! 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau: 
miniſteriums. 


VII. Stück. Ausgeg. am 28. Juli. 
Nr. 22. Wirkungskreis der k. k. Forſt⸗ und Domänen-Directionen. (Er⸗ 
laſſen vom k. k. Ackerbauminiſterium am 8. Juli 1880, Z. 7584.) 
Nr. 23. Abdruck von Nr. 83 R. G. Bl. 
Nr. 24. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 23. Mai 1880, 
8. 4702, an fämmtliche politiſche Landesſtellen, betreffend Einfuhr von Tafel⸗ 
trauben und Traubenkernen aus Ungarn. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 23. Auguſt. N 
Nr. 25. Abdruck von Nr. 75 R. G. Bl. 
Nr. 26. Abdruck von Nr. 76 R. G. Bl. 
Nr. 27. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. Juni 
1880, 8. 33.839, L. G. Bl. Nr. 29, betreffend einige Abänderungen in dem 
Statute vom 8. Jänner 1880 über die Zuſammenſetzung und den Wirkungskreis 
des Landes⸗Culturrathes für Böhmen. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 24. Ausgeg. am 2. Juli. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 76 R. G. Bl. 
Uebertritt von k. k Officieren in Civil-Staatsdienſte 
15. Juni. 
Indirecte Abgaben und Staats monopole— 
Abdruck von Nr. 78 R. G. Bl. 
Nr. 25. Ausgeg. am 8. Juli. 


3. 5128. F. M 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 81 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 81 R. G. Bl. 
Zollbehandlung der für die internationale Bienenausſtellung in Pilſen 
beſtimmten Gegenſtände. Z. 18.915. 27. Juni. 


| 
| 
! 
| 


Nr. 26. Ausgeg. am 15. Juli. 


Indirecte Abgaben und Staatsm ono po le. 1 
Ausverkauf der ordinären Doppel- und der Virginier⸗Cigaretten. Z. 17.708; 
A ie : 


Abdruck von Nr. 87 R. G. Bl. 
Nr. 27. Ausgeg. am 19. Juli. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Erlaß des Finanzminiſteriums vom 10. Juli 1880, zur Vollziehung des 
Geſetzes vom 18. Jum 1880 wegen theilweiſer Abänderung der Beſtimmungen 


über die Rübenzuckerbeſteuerung. Z. 20.511. 


Abdruck von Nr. 91 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 92 R. G. Bl. J 8 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


\ Seine Majeſtät haben dem Reichsgerichtspräſidenten Karl Freiherrn v. 
Krauß anläßlich deſſen Penſionirung nach einer nahezu 72jährigen amtlichen 
Thätigkeit die in Brillanten gefaßten Inſignien des ungariſchen St. Stefan⸗Ordens 
verliehen und den geheimen Rath Dr. Joſef Unger zum Präfidenten des Reichs⸗ 
gerichtes ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Friedrich Maltz v. Malten au anläßlich deſſen Penſionirung das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterial— 
rathes bekleideten Seetionsrathe Anton Ritter v. Niebauer und dem Sections⸗ 
rathe Ignaz Mayer ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtellen im Finanzminiſterium 
verliehen. h 

Seine Majeftät haben den mit Titel und Charakter eines Minifteriatvathes 


bekleideten Sectionsrath Franz Leitner v. Leitenau zum wirklichen Miniſte⸗ 


rialrathe, den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Miniſte⸗ 
rialſeeretär Franz Völkl zum wirklichen Seetionsrathe und den Minifterial- 


Viceſecretär Stanislaus Ritter v. Skwarczynski zum Miniſterialſecretär im 


Miniſterium für Landesve theidigung ernannt, dem Miniſterialſecretär Georg 
Sonderleitner den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei und dem 
Miniſterial-Viceſecretär Theodor Lee den Titel und Charakter eines Miniſterial— 


ſecretärs verliehen. 


Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Karl Huber zum Hofrathe und 
Finanz⸗Landesdirector in Innsbruck ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe der böhmiſchen Statthalterei 
Dr. Johann Ritter Friedl v. Friedenſee den Titel und Charakter eines Hof— 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter-Directionsadjuncten im Miniſteriusn 
des Innern Franz Altmann den Titel eines kaiferlichen Rathes taxfrei verliehen, 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul Guido Call Freiherrn v. Roſen⸗ 
burg zum Attaché bei dem Dragomanate der k. und k. Botſchaft in Conſtan⸗ 
tinopel ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsverwalter Joſef Schwarzer 
in Pilſen den Titel und Charakter eines Telegraphen-Oberamtsverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrevidenten im Finauzminiſterium 


Erminold Taulow Ritter v. Roſenthal anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei 


den Titel eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Officiale der niederöſterreichiſchen Statthalterei 
Ferdinand Kuttenberger den Titel und Charakter eines Hilfsämter-Directions⸗ 
adjuncten verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Salinenverwalter der galtziſchen Sulinen- 
verwaltungen Edmund Mümler zum Salinen-Oberverwalter ernannt. 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat dem mit Titel und Charakter 
eines Miniſterial-Viceſecretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten im Miniſterium 
für Landesvertheidigung Victor Ritter v. Chlumecky eine in dieſem Miniſterium 
erledigte Miniſterial⸗Viceſecretärsſtelle verliehen. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtelle bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei in der eilften 


Rangsclafſe, bis Ende Februar. Amtsbl. Nr. 15.) 


Officialsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei in der zehnten, 


eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. 


Nr. 16.) 
Proviſoriſche Steuerinſpectorſtelle bei den Steueradminiſtrationen in Wien 
in der neunten Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 
Rechnungsrathsſtelle in der achten, eventuell die Stelle eines Revidenten 
in der neunten, eines Officials in der zehnten, eines Aſſiſtenten in der eilften 
Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection, bis Ende Februar. 
(Amtsbl Nr. 19.) 


8 Hiezn als Beilage: Bogen 28 und 29 der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


Abdruck von Nr. 82 R. G. Bl. j 


Druck der k. Wiener Zeitung 
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